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Wangſam und ſchleppend ſchleichen die Etatsberg

Der große Zug fehlt völlig. Nicht einmal
einanderſetzungen zwiſchen den Parteien zeigen jene
die eigentlich angeſichts der bevorſtehenden Wahlen
ſtändlich wäre. Es geht bei gedämpftem Trommel-

i rechte Luſt zur Arbeit hat eigentlich niemand
ber ſchlimmer als das. Man hat dieſe ganze Zeit
Karnevalspauſe mit Erörterungen vertan, die ohne

Zhaden für die Sache ſehr wohl abgekürzt hätten werden
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eber einen Toten ſoll man nichts Böſes ſagen.
Grundſatz kann man auch auf Sterbende aus
Das Kabinett liegt in den letzten Zügen. So er

rt wir es immer bekämpft haben, hätten wir ihm doch

ein Ende in Schönheit gegönnt. Dieſes ruhmloſe
nſiechen aber iſt peinlich. Herr Dr. Marx hat infolge

Krankheit die Zügel am Boden ſchleifen laſſen
en, wobei es zweifelhaft iſt, ob er in geſunden Tagen
ätte anziehen können. Wenn etwas für ihn ſpricht,

pit s ſein Erſatz durch Herrn Dr. Hergt, der nicht gerade
großen Befähigungsnachweis erbracht hat. Nur einmal
e er energiſch, als er nämlich verlangte, daß man
e Eheſcheidungsreform vertage. Eigentlich ſollte er als

ortminiſter der deutſchen Induſtrie zufrieden ſein, daß
arbeitswillige Parlamentarier gibt, die die unichen Härten des Bürgerlichen Geſetzbuches beſeitigen

as Kuhende ſtill ruhen laſen Auch ſonſt gert
legenes Schweigen. Ueber die beiden großen geſetzgebe
en Aufgaben, das Liquidationsſchädengeſetz und die

aßnahmen ſür die Landwirtſchaft herrſcht Stille.
er Eingeweihte weiß, daß manche Sitzung des Ka
dazu verwendet wird, um nichts zu erreichen. Nie
kann mit Sicherheit vorausſagen, ob es überhaupt
r Erörterung dieſer Entwürfe kommt. Dabei ver
an ſchon das Fell des Bären, ehe man ihn erlegt

Gewiſſen Kreiſen iſt die Beſetzung neuer Beamten
wichtiger als die Poſten ſelbſt. Darüber geht der
reit. Zentrum und Deutſchnationale arbeiten mit Hoch

bei der Verteilung der Aemter. Sollte im Finanz
rium nicht vielleicht auch ein Konflikt beſtehen?

Dr. Köhler iſt Zentrumsmann und hat für die Per
lpolitik ſeiner Partei daher ein ſehr feines Verſtänd
Absr es ſoll nachgeordnete Stellen geben, die mit uns

ſicht ſind, daß dieſe Dinge wirklich Zeit haben.
lähmk man ſich gegenſeitig Ein Anblick, der ermüdet:

Das Attentat
Ein Farmer, den der Krieg aus ſeinem ovſtafrikani

hen Beſitz vertrieb, hat auf den Vizepräſidenten des Reichs
en hädigungsamtes Revolverſchüſſe abgegeben, die glück

rweiſe fehl gingen. Auch das von ihm in einem Koffer
führte Schwarzpulver kam nicht zur Exploſion Seine

eſtrafung iſt ſicher. Da es ſich um ein Verbrechen gegen
S Sprengſtoffgeſet handelt, kommt nur Zuchthaus in
ge. Ein gewiſſes menſchliches Mitgefühl regt ſich trotzAllem S So ſchwer ſich dieſer Mann verſündigt hat, wird
doch dieſe Verzweiflungstat nicht mit dem übrigen Maß

eſſen dürfen. Wir wiſſen zu gut, daß der Bürdkratismus
zweifellos ſtärkſtes Mitverſchulden trägt. Auch das

Unter Ver-
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deutſche Parlament. Erſt neun Jahre nach Abſchluß des
Weltkrieges iſt man endlich ſoweit, dieſen deutſchen Pionite
ren im Auslande das geben zu wollen, was ihnen von
rechtswegen zuſteht. Der Einwand, daß auch andere Kreiſe
unſeres Volkes ſchwerſte Einbußen erlitten haben, iſt nicht
ſtichhaltig, weil das Reich ſich im Verſailler Verträge
verpflichtet hat, für die Schäden der Auslandsdeutſchen
aufzukommen. Neun Jahre hindurch hat man dieſe Männer
und Frauen mit großen Worten und kleinen Abſchlags
zahlungen vertröſtet. Sie ſtehen heute der bitterſten Not
gegenüber. Wenn ſie dann die Grenzen des Geſetzes über
ſchreiten, wird man das nicht mit einem Achſelzucken ab
tun können. Vor allem muß die Frage ſehr ſorgfältig
geprüft werden, vb die vielen gegen das Reichsentſchädi
gungsamt erhobenen Vorwürfe wirklich durchweg unbegrün-
det geweſen ſind. Es muß Klarheit geſchaffen werden ob
immer nach dem gleichen Schema verfahren wurde. Zweifel
daran ſind nicht ganz unberechtigt. Zu offen iſt davon ge
ſprochen worden, daß die Großen beſſer behandelt wurden
als die Kleinen, und daß gute Beziehungen manchmal
Wunder wirkten. Das Reich iſt es ſich ſelbſt ſchuldig,
hier gewiſſenhaft nachzuprüfen, und wenn notwendig, auch
durchzugreifen.

Ehebolſchewismus
Herr von Freytag-Lorringhofen, der in der Wahl ſeiner

Worte niemals ſonderlich vorſichtig iſt, hat das Verlangen
nach einer Reſorm unſerer Eheſcheidung als Ehebolſchewis
mus bezeichnet und dem bbſen Liberalismus, der eben erſt
die ſchwarzen Pläne für eine Schulxeform zerſchlug, auch
ſeine Erfolge im Rechtsausſchuß des Reichstages übel ange

kreidet Hert Or Hergt i ans ſeiner Anſt. Haß das
Zentrum in dieſem Reigen nicht fehlt, verſteht ſich von
ſelbſt. Ritter und Heilige ſtehen immer zuſammen, wenn s
gilt, das Rad geſchichtlicher Entwicklung aufzuhalten. Sie
träumen noch immer gemeinſam vom Mittelalter. Der
Rechtsausſchuß hat ſich glücklicherweſie daran nicht gekehrt,
ſondern mit den Stimmen der Linken und der Liberalen
die ſofortige Erledigung gefordert. Erfolg wird man kaum
damit haben. Trotzdem muß der Kampf bis zum letzten ge
führt werden. Man darf nicht ſchweigen zu dem ungeheuer
lichen Unrecht, das in unſerer bisherigen Geſetzgebung liegt.
Nicht die chriſtliche Ehe wie der baltiſche Baron behauptet
wird durch die Reform gefährdet, ſondern umgekehrt. Nichts
verſtößt mehr gegen die Heiligkeit des Sakramentes als die
ſchonende Pflege einer auf Lüge und innerer Unwahrhaftig
keit begründeten Ehe. Dieſer Makel muß getilgt werden.

noch von den
Deutſchnationalen irre machen laſſen.

Wirtſchaftspolitik
Eines der wenigen intereſſanten Momente in der bis

herigen Etatsberatung war die Abrechnung, die der Reichs
wirtſchaftsminiſter Curtius mit ſeinen deutſchnationalen
Freunden hielt. Er hat ihnen einmal gründlich ſeine Meile
nung geſagt und damit natürlich ihr Mißfallen erregt
Namentlich gegen Hugenberg wandte er ſich mit bemerkens
werter Schärfe. Dieſer Beherrſcher der Deutſchnationalen
Preſſe möchte gern eine Zollpolitik treiben, die Deutſch
Land von der Welt abſchließt. Curtius verwies demgegen-
über auf die Beſchlüſſſe der Weltwirtſchaftskonferenz, die
genau das Gegenteil erſtrebt. Es war nicht ungeſchickt,
daß er den verſtorbenen Dr. Helfferich, der noch immer
als Autorität gilt, gegen den lebenden Hugenberg ausſpielte.
Man könne nicht den größeren Teil der Nation zugrunde
richten, um den kleineren zu retten Sagte einſt Helfferich.
Beſonders wirkungsvoll aber war es, daß der Miniſter
auf die treue Mitarbeit der Deutſchnationalen in der Re
gierung gerade bei Abſchluß der Handelsverträge ſich be
rufen konnte. Scharf und klar heben ſich die Meinungs
verſchiedenheiten zwiſchen der deutſchen Volkspartei und den
Deutſchnationalen in den entſcheidenden Fragen der Wirt
ſchaft ab. Je klarer die Linien gezogen werden, umſo beſſer
für die weitere Entwicklung. Deshalb begrüßen wir es auch,
daß Dr. Hepp, der Führer des Reichslandbundes aus der
Volkspartei ausgetreten iſt, um ſich an die Spitze der neuen
chriſtlich nationalen Bauernpartei zu ſtellen. Es wird be
hauptet, daß dieſes Gebilde nicht reaktionär ſei, ſondern
ſich ſchon in bewußten Gegenſatz zum Großagrariertum be
finde. Sollte das zutreffen, ſo wäre es gewiß kein Un
glück. Aber das warten wir in Ruhe und Geduld ab.

Die polniſchen Wahlen
Die Wahlen in unſerem öſtlichen Nachbarſtaat haben

einen glänzenden Erfolg Pilſudſkis gezeitigt Die nationali
ſtiſchen Kreiſe wurden vollkommen zerſchlagen. Und das iſt
gut ſo. Trotzdem bleiben dieſe Wahlen bedenklich, denn
ſte ſind mit unerhörtem Terror geführt worden. Man kann
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Jahren

nicht mit Sicherheit ſagen, daß ſie die Volksſtimmung wie
derſpiegeln. Der Ausgang gibt lediglich dem Diktator die
Möglichkeit, jetzt ungehindert durch die Mannen Korfantys
ſeine eigene Politik zu führen. Sie kann deutſchfreundlicher
werden und müßte es auch, doch werden wir nach den bis
herigen Taten des Marſchglls daran einige Zweifel hegen
müſſen. Beſonders erfreulich iſt der Sieg des Deutſchtums,
das ſich tapfer geſchlagen hat. Feige Niedertracht und bru
tale Gewalt haben nichts auszurichten vermocht. Der Woi
wode von Oberſchleſien hat mit Mitteln gearbeitet, die bei
ſpiellos ſind und die ihm in jedem Kulturſtaat einen
Ehrenplatz im Zuchthaus verſchaffen würden. Selbſt vor
Erpreſſungen gegen deutſche Firmen iſt er nicht zurückge
ſchreckt. Der Erfolg hätte noch größer ſein können, wenn
nicht die deutſchen Sozialdemokraten wieder einmal die
eigenen Reihen durchbrochen und ſich mit den polniſchen
Genoſſen verbunden hätten. Obwohl ſie wiſſen mußten,
daß nirgend die Internationale ſo wenig Anſehen genießt,

wie bei den polniſchen Sozialiſten Kein Mandat iſt ihnen
zugefallen, während ihre Stimmen auf gemeinſamer Liſte
dem Deutſchtum zum mindeſten noch einen Sitz verſchafft
hätten

Genf
Ein großer Aufwand iſt ſchmählich vertan worden. Die

kleine Entente hatte gegen Ungarn Klage erhoben. Sachlich
nicht unbegründet, denn die Warenaffäre verſtieß gegen

die Beſtimmungen von Trianon. Nur muß man immer be
denken, daß ſich dieſes Geſchrei ſtets erhebt, wenn einer
der beſiegten Staaten des Krieges ſich widerrechtlich einige

die
Kkeine Entente noch immer nicht dara en

Unterſchriſt beſtätigte Verpflichtu
nur in Angriffe zu nehmen. Herr Vriond machte

Sache Prag und Belgrad zu eigen Sicherlich nicht frei
willig, dazu iſt er zu klug, aber ſeine törichte lärmende
Preſſe zwang ihn dazu. So mußte er die Jnveſtigation for
dern. Wir glauben kaum, daß es den Schreiern in Paris
ernſtlich auf Ungarn ankam Sie wollten nur dieſe Miſſt
tärkontrolle wieder einführen, um ſie dann bei guter Ge
legenheit gegen Deutſchland zu verwenden. Jtalien ſagte
nein, denn die Waffen ſtammten aus ſeinem Beſitz. England
verſpürte gleichfalls keine Neigung, den großen Apparat
in Bewegung zu ſetzten So beſchloß man denn, eine Kom
miſſion nach Ungarn zu entſenden, die nichts mehr finden
wird. Die Berge kreißten und ein Mäuslein wurde geboren.

Muſſolini
Nun haben wir auch die große Rede des Duce über

uns ergehen laſſen müſſen. Das Pathos war ſelbſt für ſeine
Verhältniſſe gewaltig. Seine Drohungen gegen die Süd
tiroler ſtellen eine Herausforderung der ganzen Menſchheit
dar. Damit wird er ihren Sinn nicht brechen. Aber er ver
ſtieg ſich zu einer Bemerkung, die doch Widerſpruch her
vorheben muß. Zuſicherungen und Unterſchriften früherer
Regierungen gelten nicht. Wie wäre es, wenn wir dieſen
Satz einmal auf die Friedensverträge ausdehnen würden?
Er ſelbſt könnte das doch nur in der Ordnung finden.

Mahy.

Keudell u und id der Pädagogiſche

Kongreß
Ueber ein ſeltſames Stück des Reichsinnenminiſters

von Keudell, das ganz unzweideutig die Stellung dieſes
Herrn zu kulturellen Fragen im allgemeinen und zu päda
gogiſchen Problemen im beſonderen enthüllt, berichtet der
„Demokratiſche Zeitungsdienſt“ folgendes:

Aus Anlaß einer Tagung der „Jnternationalen Ver
einigung der Lehrerverbände“ veranſtaltet der Lehrerver-
band Berlin im Auftrage des Deutſchen Lehrervereins in
der Zeit vom 12. bis 17. April d. J. in Berlin einen
pädagogiſchen Kongreß mit dem Thema: „Die neuzeitliche
deutſche Volksſchule.“ Einladungen zur Teilnahme an dem
Kongreß ſind ergangen an die Unterrichtsverwaltungen und
die Lehrerſchaft ſämtlicher Kulturſtagten, ſowie an die Schul
verwaltungen der größeren Städte des Jn- und Aus
landes. Wegen der kulturpolitiſchen Bedeutung dieſer Ver
anſtaltung glaubte die Kongreßleitung mit einer Bitte um
Beihilfe ſich auch an das Deutſche Reich wenden zu dürfen,
zumal da der preußiſche Staat und die Stadt Berlin eine
Beihilſe von 25 000 Mark zu gewähren bereit waren, wenn
ſich auch das Reich mit einer Beihilfe in gleicher Höhe be
teiligte. Das Reichsminiſterium des Aeußeren bewilligte
auch einen Zuſchuß von 5000 Mark. Der Miniſter des
Jnnern dagegen lehnte, nachdem er die Kongreßleitung
wochenlang im üngewiſſen gelaſſen hatte, am 18. Februar
endgültig ab merkwürdiger (aber natürlich nur zu



fälliger) Weiſe kurze Zeit, nachdem die Allgemeine
Lehrerzeitung die bekannten eichstag bſetz
Aeußerungen Keudells auf dem Stettiner Landbundtag ent
ſprechend gewürdigt hatte. Der Beſcheid des iniſters iſt ſo

charakteriſtiſch, daß wir ihn wörtlich glauben bringen zu
müſſen. Er lautet:

„Wie ſich aus Jhrem Schreiben vom 23. Dezember
1927 ergibt, ſoll der Pädagogiſche Kongreß über Fragen
des Volkeſchulweſens, der zu Oſtern 1928 aus Anlaß einer
Tagung der Jnternationalen Vereinigung der Lehrerver
bände in Berlin geplant iſt, vom Lehrerverband Berlin mit
Unterſtützung des Deutſchen Lehrervereins und des ihm an
U geſchloſſenen Preußiſchen Lehrervereins veranſtaltet wer
den. Eine Beteiligung der übrigen Lehrerorganiſationen
findet, wie mir mitgeteilt wird, jedoch nicht ſtatt. So be
grüßenswert es iſt, wenn auf pädagogiſchen Tagungen, die
der Jniliative der Volksſchullehrerſchaft entſpringen, Fragen
des Volkeſchulweſens behandelt und geklärt werden, ſo ver
mag die Reichsregierung doch Reichsmittel für ſolche Fragen
nur dann zur Verfügung u ſtellen, wenn dabei eine aktive
Beteiligung der geſamten Volksſchullehrerſchaft, ſoweit ſie
in Reicheorganiſaltonen zuſammengefaßt iſt, zum Ausdruck
kommt. Da die letztere Vorausſetzung bei dem von Jhnen
vorgelegten Plane nicht erfüllt iſt bin ich zu meinem Be
dauern nicht in der Lage, Jhrer Bitte um Gewährung
einer Beihilfe zu den Koſten des Kongreſſes zu entſprechen
Bei dieſer Sachlage bedaure ich auch der gefälligen Auf
forderung, in den Ehrenausſchuß einzütreten, und einen
Vertreter meines Miniſteriums in den Geſchäftsführenden
Ausſchuß zu entſenden, nicht entſprechen zu können. Gez
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einen entſprechenden Beſchluß des Reichstages
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Der von Herrn von Keudell angegebene Grund für die
Ablehnung iſt nicht ſtichhaltig. Denn der Kongreß wird kat
ſächlich von faſt allen Lehrerorganiſationen gekragen. Aus

geſchloſſen hat ſich ausdrücklich nur die Leitung des Kaths
liſchen LehrerinnenVereins, vermutlich wegen der gegen
ſätzlichen Einſtellung des Deutſchen Lehrervereins zum
Reichsſchulgeſetz. Es trifft alſo nicht zu, daß eine Beteiligung

der „übrigen Lehrerorganiſationen nicht ſtattfindet Aber
ſelbſt wenn nicht die geſamte Lehrerſchaft hinter dem Un
ternehmen ſtände, auch dann wäre es die verdammte Pflicht
und Schuldigleit, eines deutſchen Reichsinnenminiſters, eine
für das deutſche Schulweſen und die Jugendpflege ſo wich
kige, für die Geltung der deutſchen Kultur auch im Aus
lande ſo bedeutſame Veranſtaltung mit allen Kräften zu
fördern, beſonders, da, wie das Programm des Kongreſſes
Zzeigt, jede einſeitige Tendenz peinlichſt vermieden iſt. Herr
Hon Keudell iſt doch ſonſt nicht ſo, ſpröde und ſo blöde.
Es ſei nur daran erinnert, wie eilig er es hatte im
vorigen Herbſt die Einladung zu dem völkiſchen Studenten
tag in Berlin mit einem Solidaritäts Telegramm zu er
widern. Jn Vergleich zu den Rieſenſummen, die das ſo
genannte Notprogramm der Reichsregierung ſür gewiſſe
Volksklaſſen zur Verſügung ſtellt, ſpielt ein Betrag von
10000 bis 15 000 Mark gar keine Rolle. Das wagt ja auch
der Jnnenminiſter nicht einmal zu behaupten Um ſo pein
licher wirkt ſeine ablehnende Haltung, die hoffentlich durch

gründlich

desavouniert wird
S

von Keudell.

gen
Finanzminiſter H re Aſchoff

vor dem Landtag
Jn einer Rede zur Vorlage der Grundvermögens

ſteuer im Preußiſchen Landtag machte Finanzminiſter Dr.
HöpkerAſchoff auch bemerkenswerte Ausführungen über die
allgemeinen Leiſtungen Preußens für die Landwirtſchaft,
die wir hier im Auszug bringen. Finanzminiſter Dr.
Höpker-Aſchoff führte aus

„Der deutſchnationale Redner hat eine Mahnung an
die preußiſche Regierung gerichtet, doch für die Land
wirtſchaft etwas mehr zu tun als bisher. Ich darf auf
dieſe Dinge mit grundſätzlichen Ausführungen eingehen
Die Steuerleiſtung der Landwirtſchaft für den preußiſchen
Staat beträgt rund 60 Millionen an Grundvermögens-
ſteuer Wenn Sie damit vergleichen, was der preußiſche

Staat für landwirtſchaftliche Zwecke aufwendet, ſo kommen
Sie zu folgenden Ziffern Der Zuſchußbedarf der land
wirtſchaftlichen Verwaltung insgeſammt betrug im Jahre

1924 48 Millionen, im Jahre 1925 71 Millionen, im
Jahre 1926 78

Jahr 1928 iſt der Zuſchuß n andwirkſchaftlichen
waltung veranſchlagt auf 88 Millionen (Hört, hört
Sie finden im Vorbericht zum Haushaltsplan Aus

hührungen, für welche Zwecke die aufgenommenen Anleihen
verwendet worden ſind. Sie finden dort, daß für land-
wirtſchaftliche Zwecke aus Anleihebeträgen verwendet worden
ſind ſür die Domänenverwaltung 20 Millivnen, für die
landwirtſchaftliche Verwaltung im engeren Sinne 65,2
Millionen, für die Landwirtſchaft Abteilung Waſſerbaun
10,2 Millionen für das kommende Jahr haben wir An
leihegusgaben für die Land wirtſchaftliche Verwaltung im
engeren Sinne alſo vhne Domänenverwaltung, Sied-

lung und Kanalbauten in Höhe von 22,9 Millionen in
Ausſicht genommen. Das ſind in der Hauptſache Ausgaben

für Meliorationen. Für Melioratihnen allein ſollen 7,1
Millionen zur Verfügung geſtellt werden. Bei dieſen
Anleihebeträgen ſind diejenigen Anleihebeträge, die wir
der Preußenkaſſe zur Verſtärkung ihres Eigenkapitals zur
Verfügung geſtellt haben, die doch auch vornehmlich eine
Hilfe für die Landwirtſchaft ſind, überhaupt noch nicht
mitgerechnet worden. Der Preußenkaſſe ſind im letzten
Jahr zur Verſtärkung ihres Eigenkapitals 40 Millionen
zur Verfügung geſtellt worden. Die Staatsregierung beab
ſichtigt, noch vor dem Auseinandergehen des Landtages
ein Geſetz vorzulegen, in dem eine weitere Verſtärkung des
Eigenkapitals der Preußenkaſſe zunächſt um mindeſtens
30 Millionen gefordert wird. Alſo auch das iſt eine ſtarke
Hilfe für die Landwirtſchaft (Sehr richtighh. Jn dieſem
Zuſammenhang möchte ich darauf hinweiſen, daß nach
meinem Dafürhalten die Kredithilfe für die Landwirtſchaft
vornehmlich von der Preußenkaſſe ausgehen muß, daß alle
Maßnahmen, die für eine Kredithilfe getroffen werden
müſſen, nicht die Bedeutung haben wie die Kredithilfe,
die von der Preußenkaſſe der Landwirtſchaft gegeben wer
den ſoll. (Sehr richtig). Jch wünſchte daher nur, daß auch
das Reich an ſeinem Teil mit dazu überginge, das Eigen-
kapital der Preußenkaſſe zu verſtärken. Wir ſind durchaus
bereit, wenn ſich das Reich an der Preußenkaſſe beteiligt,
dem Reich entſprechend ſeiner Beteiligung einen Einfluß
auch im Vorſtand und in den Ausſchüſſen der Preußen
kaſſe e inzuräumen, aber es ſcheint ja ſo, als ob
die 25 Millionen, die die Reichsregierung für die Förde
rung der Genoſſenſchaften in Ausſicht nimmt, nicht auf
dieſem allein zweckmäßigen Wege der Verſtärkung des
Eigenkapitals der Preußenkaſſe verwendet werden ſoll, ſon
dern daß ſie auf andere Weiſe verwendet ich will nicht
ſagen: verzettelt werden, ſehr zum Schaden der Land
wirtſchaft.

Man liebt ja heute überhaupt in der Oeffentlichkett,
immer darauf hinzuweiſen, daß das Reich alles Mögliche
für die Landwirtſchaft kuk und Preußen nicht. Wie ſteht
es denn mit der großen Umſchuldungsaktion? Wir haben vor
einigen Wochen gewaltige Zahlen von amtlichen und nicht
amtlichen Stellen gehört. Dabei war von einer 500 Mil
lionen Anleihe die Rede, mit der nunmehr der Kredit
bei der Landwirtſchaft umgeſchuldet und verbilligt werden
ſollte. Als dann niemand mehr klar ſah, was eigentlich

Millionen, im Jahre 1927 76 Millionen

t 2 n 54r die Landwirtſch
geplant war, haben die preußiſchen Reſſorts, der Land
wirtſchaftsminiſter und ich, den Reichsfinanzminiſter ge
beten, doch einmal in einer Cheſbeſprechung dieſe Dinge
zu erörtern Es ſtellte ſich da heraus, daß erſtens über die
Summe von 500 Millionen ſehr verſchiedene Auffaſſungen
beſtanden, daß die Bankenvertreter erklärten, dieſe Summe
könne garnicht aufgebracht werden Es ſtellte ſich zweitens

heraus, daß gewiſſe Mißverſtändniſſe vorgekommen waren,
indem man im Reich daran gedacht hatte, eine ſolche
Summe zur Beleihung für zweite Hypotheken zu ver
wenden, während man bei der Reichsbank immer nur an
die erſte Hypothek und an die Aufnahme ſolcher An
leihen durch die Rentenbankkreditanſtalt gedacht hat. Nach
vielen Beratungen kam man zu dem Ergebnis, daß es
vielleicht möglich ſein würde, daß die Landesbankenzentrale
eine Anleihe aufnimmt, an der der preußiſche Staat
auf dem Umwege über die Preußenkaſſe auch wieder mit
40 Prozent beteiligt iſt. Dieſe Anleihe der Landesbanken
zentrale ſoll an die Provinzen gegeben werden, die da
mit ohne weiteres die Haſtung übernehmen würden unter
der Vorausſetzung daß Reich und Länder den Provinzen
gegenüber eine Rückendeckung übernehmen. Alſo es iſt gar
nicht ſo, als ob dieſe große Umſchuldungsaktkon, die ich
außerordentlich begrüße, nun allein mit Reichsmitteln und
mit Reichéhilfe allein durchgeführt wird, ſondern es iſt ſo
daß auch hier Preußen ſein gut Teil dazu tut. Jch habe
mich für verpflichtet gehalten, auf alle dieſe Dinge einmal
hinzuweiſen, um das Gerede zu widerkegen, als ob ſich
Preußen vor der Notlage der Landwirtſchaft verſchließen
würde und nicht das ſeinige für die Landwirtſchaft tut
Cebhafter Beifall.).

Wir haben ſerner in den vergangenen Jahren eine
erhebliche Summe für Notſtandsaktionen zur Verfügung
geſtellt, in den weitaus meiſten Fällen aus Anlaß von

und zugunſten land wirtſchaftlicher Be
triebe. Die Summen, die ſo aufgewandt worden ſind, ſind
folgende: Jm Jahre 1924 8,6 Millionen, 1925 12,6 Mil
lionen, 1926 21,8 Millionen und im Jahre 1927 vor
ausſichtlich 16 Millionen. Aus dieſer letzten Summe von
16 Millionen hebe ich noch insbeſondere hervor, daß wir
jüngſt im Zuge der Notſtandsaktion für Pommern zunächſt
2,75 Millionen bereitgeſtellt haben, dann als zweite Rate
einen Betrag von 4 Millionen, und daß wir heute bei
dieſer zweiten Rate noch darauf warten, daß ſich das
Reich in gleichem Maße beteiligt. (Hört, hört) Jch darf
weiter darauf hinweiſen, daß wir für Pommern auch eine
Bürgſchaft für Düngemtttelkredite im Betrage von 10 Mil
lionen übernommen haben. Jch glaube, auch dieſe Angaben
ſind geeignet, das ganze Bild abzurunden.

Die Landwirtſchaft iſt gewiß nicht in einer glänzen-
den Lage, und die preußiſche Staatsregierung würde eine
ihrer vornehmſten Aufgaben verkennen, wenn ſie der Land
wirtſchaft nicht nach Kräften helfen wollte. Man ſollte aber
auch anerkennen, daß ſich ihre Unterſtützung der Land
wirtſchaft wohl ſehen laſſen kann. (Lebhafter Beifall.)

Demokratiſche Anträge zum
Liquidationsſchädengeſetz

Die Vertreter der Deutſchen Demokratiſchen Partei
im Entſchädigungsausſchuß des Reichstages, die Abgeord
neten Dr. Heuß und Freiherr von Richthofen- Hannover
haben beanktragt, dem Geſetz ſolgenden 8 27 anzufügen:

„Jeder Geſchädigte erhält ſür die Differenz zwiſchen
den Entſchädigungszahlungen gemäß 88 3 und 4 (früher
5) und den folgenden Entſchädigungsſätzen:

für erſten 10000 Mark
für weiteren 20000 Mark
für weiteren 170000 Mark
für weiteren 800000 Mark
für weiteren 4000 000 Mark
für die weiteren 5000 000 Mark
für darüber hinaus 212ein vorläufig unverzinsliches und untilgbares Schuld

anerkenntnis Reiches. Der Beginn der Zah
lungen, die Zahlungsweiſe und Zahlungsmittel werden durch
ein beſonderes Geſetz, nach endgültiger Regelung der Repa
rationsver pflichtungen oder nach Wiederherſtellung der

Hochwaſſerſchäden

100

80
60

des

des Art. 155 erfullen, und nicht den wirtſchaftlichen
dürſniſſen entſprechen Die Auflöſung kritt näm

Keiſtungsſähigkeit des Reiches feſtgeſetzt.
Dieſe Beſtimmung ſfindet, ſoweit es

wurzelte Geſchädigte handelt, ſinngemäße Anwendu
guf die Fälle aus S pl6.

Jm Falle der Ablehnung des
wird beantragt:

Dem neuen g. 27 die folgende Faſſung
Nach der endgültigen Regelung der Reparationeb
kungen oder nach der Wiederherſtellung der ſing
Leiſtungsfähigkeit erfolgt auf der Grundlage der
dieſes Geſetz getroffenen Beſtimmungen eine neue
liche Regelung der noch nicht abgegoltenen Entſchädigi
anſprüche und Zahlungen.

2. In der Ueberſchrift des Geſetzes iſt in dem
Kriegsſchädenſchlußgeſetz“ das Wort „Schluß“ zu ſt

Ferner beantragten die Demokraten im Ausſ
Annahme folgenden Entſchließung:

„Der Ausſchuß wolle beſchließen: der Reichstag wo

beſchließen: der Reichstag bedauert, daß in dem Klieg
ſchädenſchlußgeſetz die berechtigten Anſprüche der An gle
gläubiger auf Entſchädigung ihrer Forderungen

des Geſetzes nicht durch eine Ueberlaſtung zu gefähr
hat der Reichstag zurzeit darauf verzichtet, die Erſü
dieſer Verpflichtung durch das vorliegende Geſetz zu
Er ſtellt aber an die Regierung das Erſuchen, mit

ſchädigung der Ausgleichsgläubiger endlich einer
lichen Regelung zuführt.“

Die Auflöſung der Famitlienſtdeikommi
Ein demokratiſcher Antrag

Zur beſchleunigten Auflöſung der Familienſideikt
miſſe hat die demokratiſche Fraktion im preußiſchen
tag folgenden Entſchließüngsantrag eingebracht:

Das Staatsminiſterium wird erſucht, geſetzliche

nahmen Zu treffen, damit eI. die außerordentliche Verzögerung, die die
löſung der Familiengüter infolge der jetzt geltenden
ſchriften erfährt, alsbald dadurch beſeitigt wird, daß
beſtimmter Endtermin feſtgeſetzt wird, bis zu dem
Familienfideilommiſſe gelöſt werden müſſen

2. die gänzlich ungerechtfertigte Bevorzugung
nächſten Folgeberechtigten die durch Vorwegzuteilung vr

des Fideikommiſſes tatſächlich auf eine Aufrechterha
tung des Latiſfundienbeſitzes zu ſeinen Gunſten und a
eine Durchkreuzung der Siedlungsbeſtrebungen hinausläu
beſeitigt und insbeſondere die Umwandlung der Familie
fideikommiſſe in Stiſtungen verhindert wird;

3. die Gläubiger des Beſitzers angemeſſener geſchü
werden, zum mindeſten dadurch, daß vor der alsbaldige
Auflöſung dem Beſitzer ein freier, das heißt der Beſt
folge nicht unterliegender Anteil gewährt wird.

Zur Begründung dieſes Antrages wird ausgef
Jn den letzten Jahren hat die Praxis gezeigt, daß
Verordnungen und Ausführungsbeſtimmungen über
Auflöſung der Familtenſtdeikommiſſe nicht die Vorſ

ein, wenn der am I. Aprik 1921 vorhandene
ſtirbt. Hierdurch wird der Zeitpunkt der Auflöſun
gewöhnlich ſchon weit hinausgerückt. Er wird aber vie
fach noch um eine Generation weiter hinausgeſchoben, wer
die Vorausſetzungen der Zwangsauflöſungsverordnung vo
19. November 1920 vorliegen oder wenn der Beſitz
auf das Familiengut vor dem I. April 1921 Zugunſt
des nächſten Folgeberechtigten verzichtet hat und alſo e
deſſen Ableben abgewartet werden muß. Es kommt hin
daß der Folgeberechtigte des Geſamtbeſitzes vor
erhält, die übrigen Erben zuſammen nur des Gſamtwertes Unter Berückſichtigung der heutigen Beſtit
mungen über Bildung von Wald Land, Deich- uſ
Güter und Errichtung von Stiftungen iſt damit zu re
nen, daß die noch beſtehenden 980 Familienſideikommif

mit ihren 1760 000 ha noch auf Jahrzehnte hinaus
im Gegenſatz zu den Siedlungsbeſtrebungen e
Sonderrecht zuſammengehalten werden. Außerdem ſteh
die an den Familienfideikommiſſen beteiligten noch a
Jahrzehnte hinaus bezüglich der Schuldenverhältniſſe unt
einem beſonderen Recht, da es eine Befriedigung d
Gläubiger beeinträchtigt Gläubiger von Fideikomißbeſiher
die in entſchuldbarer Unkenntnis der verwichelten geſe
lichen Vorſchriften und im Vertrauen auf den groß
Beſitz Kredit gewährt haben, ſind genötigt, ſich im G
ſchäftsaufſichtsverfahren mit 3506 zufrieden zu geben un
haben oft nicht einmal dieſe beſcheſtdene Abfindung e
halten, obwohl das Geſamtvermögen einen berichtigte
Wehrbeitragswert von 7,9 Millionen Reichsmark hat u
nur mit ungefähr zwei Millionen Reichsmark belaſtet
Aus dieſen Verhältniſſen können erhebliche Schädigung
des Geſchäftslebens entſtehen.

Politiſche Notizen
Keine Zerſplitterung im öffentlichen Kraſtwagenverkehrt
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Bei der Beratung des Reichshaushaltes des Reiche t
kehrs miniſteriums erklärte im Ausſchuß zu der Poſition
„Kraftfahrweſen“ der Abgeordnete Dr. Jng. Wieland iri
mokrat), daß ſeine Fraktion die Forderung von zwei Mi
lonen zur Beteiligung an Kraſtverkehrsgeſellſchaſten a
ſehnen werde, wie dies auch im vergangenen Jahre
ſchehen ſei. Wenn in der
riums geſagt ſei, daß das Reich dazu beruſen ſei, dieſe
ſellſchaften im öffentlichen Jntereſſe zu ſinanzieren, ſo müſ

Denkſchrift des Verkehrsminiſt

er darauf hinweiſen, daß ja das Reich nach zwei ander
Richtungen ſich ſchon ſehr ſtark mit dem Kraftwagenverlel
befaſſe. Einerſeits habe die Reichsbahn den Zubringerdien

durch Kraftwagen in die Hand genommen und anderer
ſei der Kraftwagenverkehr der Poſt in großem Stile orga
ſiert, alſo nach zwei Richtungen ſchon große Reichsmitt t
aufgewendet Es ſei bei der dringenden Notwendigkeit d
Sparſamkeit nachzuprufen, ob in dieſer Richtung noch we
kere Mittel aufgewendet werden können. Außerdem ſei
ſehr fraglich, ob es zweckmäßig ſei, den Kraftwagenbe
nach drei Richtungen zu zerſplittern. Da der Reichs



mmiſſar ſchon mit der Durchprüfung der Reichspoſt be
ſei ſcheine es ihm zwelkmäßtg, ihn mit der Durch

Jüfung dieſer ganzen Frage zu beauftragen. Er bean-
agte deswegen folgende Entſchließung Der Reichstag wolle

ſchließen folgende Entſchließung angunehmen: die Reichs
Jäſſung gierung zit erſuchen, den Reichsſparkommiſſar mit einern n zu beauftragen, durch welche Maßnahinen
der m eſekligung der jetigen Zeſplitterung der in öffent icher
de and. befindliche e e wirtſchaftlicher ge
eine v iltet werden kann. Dieſe Entſchließung wurde vom Haus

n Erhen tsausſchitß angenommen
i udentenmütee und Einheitsſtagt.

er bürttembergiſche Staatspräſident Dr. Bazille hat
M Aſchermittwoch in einer Verſammlung des Tübinger

blkiſchen) Hochſchulrings deutſcher Art über die Frage
hundesſtaat und Einheitsſtgat“ geſprochen und ſich dabei

Tübinger Chronik zuſölge neben anderen Abgeſchmackt
auch folgenden famoſen Satz geleiſtet: „Wenn Sie

den Unitarismus bei ſich einführen, dann gäbe es
Mützen mehr, Sie wären alle eins und hätten eine

kehenden v

Unter

dieſelbe Verſammlung, in der Herr Bazille auch drv
nd die Möglichkeit einer Wiederholung des Marſches auf

n wie er beim Hitlerputſch 1923 von München gus
lant ſei, bekonte Man ſieht: die Reden des württem
giſchen Staatspräſtdenten haben Nivegu,

und, Wiriſchaftspartei und Wahlen
In einem Schreiben an die Deutſche Wirtſchaſtspartei

r der Reichslandbund zum Ausdruck gebracht, daß erideikonſ mllt ſei, ſolche Kandidaten der Wirtſchaftspartei bei
g. eichstagswahl zu unkerſtützen, die dem Reichslandbund

lich einer

J on u c 9 eFamilienfid kglied angehören. Das oſſigielle Organ der Wirt
preußiſchen artei bringt dieſe Mitteilung zur Kenntnis mit

gebracht gebührenden höflichen Worten von dem wechfelſettigen
t geſehliche ſtändnis zwiſchen den von der Wirtſchaftspartei ver

enen Kreiſen des gewerblichen und handwerklichen Mit
ng, die de ſtändes und dem des ländlichen Mittelſtandes“, fügt
t geltenden nn aber ſkeptiſch hinzu „Wie ſich der Beſchluß des
gt wird, daß eichslandbundes in der Praxis guswirken wird, bleibt
bis zu dex chſt noch abzuwarten. Das ſtimmt! Denn in einer
ſſen; ſammlung des Landbundes, die ſveben in der Stadt
Zevorzugung burg ſtattgefunden hat, ließ ſich ein Diskuſſions
wegzuteilun die intereſſante Bemerkung entſchlüpfen: Die Grün
ine Aufrech einer rechteſtehenden Bauernpartei erſolge gerade
Gunſten und um die Abwanderung der Bauern nach links auf
ingen hing en und die Zuwanderung zu den unpolitiſchen Par
ng der Ja guch der Wirtſchaftspartei, aufzufangen. Jm übrigen
wird er Verlauf dieſer bündleriſchen Verſammlung, daß

emeſſener ge i dem Landbund die Verwirrung und Zerſplitte
r der alsba oß iſt. So gingen denn die Herrſchaften ausein
heißt der t er, hne über den Gegenſtand der Tagesordnung: Stel
rt wird. gnahme zu den bevorſtehenden Wahlen“ Beſchluß zu
wird ausge

gezeigt da

ingen übet e der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erſährt, hat ſich
die Vorſch

t h der Standesherren beſchäftigt. Bayern und Würt
j hatten ebenſo wie Preußen vor einiger Zeit be
e von dem Geſetzentwurf der Reichsregierung ab

hende Meinung zum Ausdruck gebracht. Jetzt haben
Sachſen, Thüringen und Oldenburg in der Sitzung

usgeſchoben ha

erordnun der einzelnen Länderregierungen beträchtlich aus
enn der er. Es iſt nur eine vorläufige Sondierung in der Be

1921 zug

at und al
Es kommt

n e zunt Preußiſchen Landesivahlgeſetz.
ntheſtzen er angekündigte Geſetzentwurf zur Aenderung des
iur ählgeſetzes iſt nunmehr dem Preußiſchen Land
heutigen gangen. Bekanntlich iſt er eine Folge der vielge
nd Dei n Entſcheidung des Staatsgerichtshofes zugunſten
t damit Splitterparteten, und er hat den Zweck, das preußiſche
iltenfidet herſahren hinſichtlich der für die Einreichung der
ehnte nd Landeswahlvorſchläge erforderlichen Zahl der
gen W ſhriften vollſtändig dem Reichswahlgeſetz anzupaſſen.
Außer

iligten m
verhältniſſe
hefriedigune
ideikomißbe

erwickelten

iſchen Fraktion zur Frage des Baues von zu
nem und ſpäter vier Panzerkreuzern u. a. aus:

Abfindun

nen ber
chemark ha

mark ben

che Schädi

n u ſchützen. Wir glauben aber, daß der Bau von
erkreuzern in unſerer ſchweren finanziellen Lage nicht

rket werden kann, weil er uns außenpolitiſch
militäriſch nicht ſtärkt. Wir verlaſſen uns
auf dem Gebiete der Marine nach den Erfahrungen

ges nicht mehr auf das Urteil der ſogenannten
erſtändigen“. Man hat vor dem Kriege unſere Flotten
litik mit der Not wendigkeit begründet, daß unſer Ueber

del geſchützt, und die Ueberſeeverbindungen geſchützt
ißten. Man hat auch von der Sicherung der Verbin-

mit unſeren Kolonien geſprochen Wir wiſſen heute,
e Narine nicht in der Lage war, dieſe Aufgaben zu

Wenn man Panzerkreuzer baut, muß man auch
allen Friedenswillens ſich den Krieg in Gedanken
len, in dem ſie verwendet werden ſollen. Kriegsſchiffe

man nicht für den Frieden, ſondern für den Krieg
eine der großen Seemächte oder auch nur eine

ändmacht auf der anderen Seite ſteht, nützen uns
h merkreuzer nichts. Wenn es ſich aber nur darum

e Unſere Grenzen gegen Oſten zu ſchützen, dann
iſſen ſi

inden, eine Reſerve der Landmacht, und je mehr
u dem Lande verwendet werden kann, deſto nützlicher

e im Notfall. Wir ſehen in dieſer Forderung einen
in den alten Milttarismus. Unter Militarismus

wir eine Milikärpolitik, die Armee und Marine
S notwendiges Mittel zu einem politiſchen Zweck,

ſtsausſchuß des Reichsrakes mit der Frage der Ab

hir werden alles unterſtützen, was geeignet iſt, unſere

ſondern als Selbſtzweck betrachtet, und die ſich von Aeußer
lichkeiten leiten läßt Jch denke an jenen Milikarismus, ver
eine Feldartillerie enkwickelte, die zwar glänzend reiten,
aber nicht ſchießen konnte. Jch denke auch daran, daß
noch mikten im Krieg jener an Aeußerlichkeiten hängende
Militarismus zwar große Reden, und zwar vorzeitig
und unklug für den U-Bootkrieg hielt, aber einen wirklich
ſtarken UeBbotbau verhindert hat. Wir haben die Ueber
Zzeugung, daß der Bau der Panzerkreuzer nicht aus Grün-

militäriſcher Notwendigkeit gefordert wird, ſondern
daß man wie früher die Marine als etwas völlig Selb
ſtändiges behandelt und aus Preſtigegründen ſich Panzer-
kreuzer wünſcht Unſere ſchwere finanzielle Lage,
aber guch allgemeine politiſche und militäriſche Erwägungen
erlauben es nicht, einer Forderung zuzuſtimmen, deren Er
füllüng unſere Landesverteidigung nicht ſtärken würde.“

Den

9 4Bauernkammern!
Von Ernſt Meinche,

Mitglied des Preußiſchen Landtage
Die jetzigen Notſtände in der Landwirtſchaft würden

viel leichter erkannt und überwunden werden, wenn die
Maſſe des Landvolkes, die Bauern, einen unmittelbaren
und ſtärkeren Einfluß auf die Geſchicke der Landwirtſchaft
ausüben könnten. Heute wirken nämlich im Enquete Aus
ſchuß und bei ſonſtigen Sachverſtändigen Beratungen über
wiegend nur Großgrundbeſitzer- und Landbundkreiſe mit
Es iſt das die Folge der Geſchichte unſeres land wirtſchaft
lichen Organiſationsweſens, in dem der Bauer im Gegenſatz
zu ſeiner Zahl und ſeiner volkswirtſchaftlichen Bedeutung

ider beſonders vor dem Kriege in der Regel nur die
Rolle des Beitragszahlers hatte. Der heutige Zuſtand iſt
aber auch die Folge davon, daß die Preußiſchen Landwirt-
ſchaftskammern und die Hauptlandwirtſchaftskammern, ſo
wie deren Beamtenſchaft genau ſo wie vor dem Kriege
zuſammengeſetzt ſind. Jn dieſen Gremien verſpürt man ſo
gut wie nichts davon, daß die Wahlen zu dieſen Kammern
nach dem Verhältniswahlrecht und durch unmittelbare gleiche
und geheime Stimmabgabe ſeit 1921 erfolgt und daß in
verſchiedenen Kammern eine ſtattliche Zahl bäuerlicher Ver
treter ſitzen, die vor dem Kriege nicht einmal als Konzeſ
ſionsſchulzen zugelaſſen worden wären. Demokraten und
Sozialdemokraten, denen das große Verdienſt der Einfüh
rung des demokratiſchen Wahlrechts für die Landwirtſchafts
kammerwahlen Zufällt, haben damals nicht beachtet, mit
welch' ſorgfältigen juriſtiſchen Schanzen die regktionären
Kreiſe ihre Poſition verbarrikadiert hatten. Sie haben in
den damaligen ſchweren Kämpfen überſehen, daß für die
Wahlen zu den Vorſtänden der Kammern die abſolute
Mehrheit und nicht die Verhältniewahl gilt.

So konnten die konfervativen Großgrundbeſitzer und
der Handbund trotz des neuen Wahlrechts bei den Vorſtands
wählen ihre Mehrheit gegenüber den neuen und parlamen
tariſch noch weniger erfahrenen Mitgliedern ausnutzen und
nach ihrem Willen die alten Vorſtände wiederwählen.
Das Mißtrauen breiter bäuerlicher Kreiſe hat ſich nun
in letzter Zeit, insbeſondere auch wegen der ungerechten
Kreditverteilung weſentlich vertieft, wofür die Bauern
demonſtrativnen ein ebenſo beredtes wie ernſtes Zeichen ſind.
Die Erregung wird durch die nächſten Wahlkämpfe nicht
abgekühlt werden, wenn allenthalben klar wird, daß die
großartigen Verſprechungen der Rechtsparteien nicht ein
gehalten und die Wähler genasführt ſind

Darum kommt ein Geſetzesantrag der demokratiſchen
Partei im preußiſchen Landtage zur rechten Stunde, wonach
die Vorſtände der Landwirtſchaftskammer drei Monate nach
Verkündung des Geſetzes, und zwar nach dem Verhältnis
wahlrecht neu gewählt werden ſollen. Sollten die republi
kaniſchen und bauern freundlichen Parteien dieſe Gelegenheit
beim Schopfe ſaſſen, ſo würden ſie den neuen politiſchen
Parlamenten die Arbeit für die Landwirtſchaft weſentlich
erleichtern helfen und dem Bauernſtande und dem deutſchen
Volke einen großen Dienſt erweiſen.

Lanbflucht und ihre Gründe
De Volke a fliche Ausſchuß des Reichstages hat

an Donnerstag eine Reihe von Ankrägen zur Verbeſſerung
der Verhältniſſe der ländlichen Arbeiter und zur Be
kämpfung der Landflucht angenommen, denen große Be
deutung zukonint Nicht minder wichtig aber war die
Ausſprache, die den Abſtimmungen über dieſe Anträge
vorausging, und in der den deutſchnationalen Vertretern
des agrariſchen Herrenſtandhunktes von verſchiedenen Seiten
ſehr eindringlich ihr Schuldkonto vörgerechnet wurde. Ganz
beſonders beachtenswert war dabei die Schärfe, mit der
der Vertreter des Zentrums, der Abgeordnete Ehrhardt,
ſeine Angriffe gegen die deutſchnationalen Koglitionsge
nöſſen von geſtern richtete Er übertraf an Schärfe der
Formulterung ſelbſt den oppoſitionellen demokratiſchen
Sprecher den Abgeordneten Lemmer, und dieſe beiden
Reden waren eine eindringliche Aufklärung darüber, wo
die wahren Urſachen der Landflucht und damit eines ent
ſcheidenden Teiles der Landwirtſchaftsnot zu ſuchen ſind.
Die Debatte ging aus von deutſchnationalen Anträgen, die
praktiſch auf eine Aufhebung der Kontingentierung für
ausländiſche Saiſonarbeiter hingauslieſen, eine Abſicht, der
von faſt allen Seiten mit großer Entſchiedenhett entgegen
gekreten wurde. Der demokratiſche Redner geißelte ſehr
ſcharf die Unguſrichtigkeit der deutſchnationalen Haltung
und wies auf den unüberbrückbaren Widerſpruch hin, der
darin liegt, wenn einerſeits auf deutſchnationalen Land
hündtagungen die Gefahr aus dem Oſten in düſter
ſten Farben geſchildert und andererſeits von denſelben
deutſch öncalen Agrariern die Heranziehung polniſcher
Arbeitskräfte gefordert und gefördert wird Auch der Zen
trumsredner charakteriſierte dieſe polniſchen Wanderarbeiter
als Politiſche Agitatoren, die nicht nur deutſchen Arbeits

kräſten die Arbeilsmöglichkeit nehmen, ſondern auch eine
politiſche Gefahr bedeuten. Wenn ſie gleichwohl von den
Großgrundbeſitzern beborzugt werden, ſo liegt das daran,
daß dieſe eben Leute haben wollen, mit denen ſte machen
können, was ihnen beliebt hier liegt der Grund, weshalb

ſie ſich gegen die Aufnahme von Jnduſtriearbeitern weh
ren, die aus den Städten und Fabrikgegenden auf das
Land zurückſtreben, und weshalb ſie keine gewerkſchaftlich
organiſierten Arbeiter wollen. Der Zentrumsredner ſtellte
ſeſt, daß die Arbeits verhältniſſe der Landarbeiter ſich heute
von der früheren Hörigkeit nur durch die äußere Form
des ſreien Arbeitsvertrages unterſcheiden, daß in Wirk
lichkeit aber das Hörigkeitsverhältnis unverändert fortbe
ſtehe Die Mitteilung eines gierungsvertreters, daß Ende
Dezember 70 000 arbeitsloſe Landarbeiter ermittelt worden
ſeien, findet ihren praktiſchen Niederſchlag in einem der
gan genommenen Anträge, in dem Feſtſtellungen darüber
verlangt werden, wie viele inländiſche Landarbeiter in
laufender und in Saiſonarbeit untergebracht werden können
und ein wie großer Fehlbetrag an Arbeitskräften dann
noch bleibt. Weitere Anträge gelten der Verbeſſerung der
Lohn, Wohnungs und Arbeits verhältniſſe und den be
ſonderen Verhältniſſen der Landarbeiterinnen. Die von
deutſchnationaler Seite verſuchte Verteidigung war außer
ordentlich ſchwach. Der Angriff war zu wuchtig und zu
wirkungsvoll, um widerlegt zu werden. Es wird nun gelten,
das in den Anträgen Feſtgelegte zu ſichern und darauf
weiterzubauen. Auch das iſt im beſten Sinne des Wortes

ein landwirtſchaftliches Notprogramm.
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„Mit dem Feuer ſpielen
Ein volharteilicher Regierungspräſivent warnt den Land

bund.

Wie in zahlreichen anderen Orten, ſo iſt dieſer Tage
auch in Köslin eine Kundgebung der dortigen Landbund
Gruppe veranſtaltet worden, die ſich in maßloſen Anklagen
gegen die Staatsregierung erging, „das völlige Verſagen
ler berufenen ſtaatlichen Organe“ feſtſtellte und ſchließlich
mit einer aus dieſem Geiſte geborenen Entſchließung zu
dem Regierungspräſidenten zog. Dieſer hat die Entſchlie
ßung entgegengenommen, zugleich aber den Landbund-
Häuptlingen eine Anſprache gehalten, die ſie ſich nicht hinter
den Spiegel ſtecken werden. Der Regierungspräſident hat
die Angriffe gegen die Regierung als unbegründet mit aller
Entſchiedenheit zurückgewieſen, er hat den vagen Behaup
tungen der LandbundAgikatoren gegenüber feſtgeſtellt und
im einzelnen belegt, wie die preußiſche Regierung bemüht
iſt, mit allen möglichen Mitteln Abhilfe zu ſchaffen, und
er hat ſeine Anſprache mit einer Warnung geſchloſſen,
die angeſichts der aufhetzenden Reden auf derartigen Land
bundTagungen durchaus zeitgemäß und notwendig war.
Der Regierungspräſident hat geſagt: „Die in letzter Zeit
aufgetauchten mehr oder minder verſteckten Drohungen geben
mir Veranlaſſung, mit allem Ernſt davor zu warnen,
mit dem Feuer zu ſpielen Die Führer der Bewegung wetſe
ich feterlich auf ihre große Verantwortung und ihre vater
ländiſche Pflicht hin, jeglicher Beunruhigung der Bevölke
rung mit allen Mitteln vorzubeugen und entgegenzuarbei
ten, wie ſich das ſo in ſchwerer Zeit gehört.

e See S eFöderaliſtiſche und monarchiſtiſche
Volksparteiler

Wie in allen anderen großen politiſchen Fragen, ſo iſt
es auch in der Frage des Einheitsſtaates der Deutſchen
Volkspartei nicht möglich, ihre Anhänger auf eine gemein
ſame Linie zu bringen. Legt heute der eine ein Bekenntnis
zum Unitarismus aäb, ſo folgt beſtimmt morgen ein anderer
mit einer Lobpreiſung des Föderalismus. Dieſes eigen
artige Spiel hat ſich auch jüngſt wiederholt in Verbindung
mit der bekannten Etatsrede des Abgeordneten Dr. Cremer
von der Deutſchen Volkspartet. Cremer feierte bekanntlich
den deutſchen Einheitsſtaat, und das ließ insbeſondere
ſeine bayriſchen Parteigenoſſen nicht ruhen, von denen
man bisher angenommen hatte, daß ſie gerade aus ihren
Erfahrungen mit dem bayeriſchen Partikularismus heraus
für unitariſche Tendenzen eintreten. Aber weit gefehlt!
Nicht nur mehrere bayeriſche Lokal-Organiſationen entrüſte
ten ſich über den Abgeordneten Cremer, auch der volkspar
teiliche Landesverband des rechtsrheiniſchen Bayerns, deſſen
Vorſitzender der Generalleutnant z. D. und frühere Reichs
tagsabgeordnete von Schoch iſt, legte in einem Telegramm
nach Berlin Verwahrung ein „gegen die Reichstagsrede Dr.
Cremers mit der Parole „Für den Einheitsſtaat die wir

ablehnen müſſen.“ Herr von Schoch hat ſich mit dieſem
Telegramm nicht begnügt, ſondern auch noch ſchriftlich einen
Proteſt an die Berliner Parteileitung gerichtet und oben
drein veröffentlicht er jetzt noch in den „Münchner Neueſten
Nachrichten“ eine Erklärung, die mit nachſtehenden Worten
ſchließt: „Solange ich an der Spitze der Deutſchen Volks
partei Nationalliberalen Partei in Bayern ſtehe, bleibt
meine Erklärung in Kraft, die ich auf dem Parteitag 1925
abgegeben und 1927 wiederholt habe: Wir Bayern der
Deutſchen Volkspartei müſſen ſchon Födera liſten aus
dem Grunde ſein, weil wir ſtets Monarchiſten waren
und bleiben werden. Wir ſehnen uns danach, das Ver
brechen an unſerem Königshaus wieder gutzumachen!“
Alſo nicht nur Föderaliſten, ſondern auch ſtramme Monar
chiſten ein bißchen viel für eine liberale Partei! Aber
noch bedenklicher iſt es, daß Herr von Schoch in ſeiner Er
klärung es durch Anführung von Tatſachen glaubhaft
machen kann, daß die Leitung der Deutſchen Volkspartei
in Berlin auf dem gleichen Standpunkt ſteht wie er
daß es alſo die Partei für angebracht hält, ſich wieder ein
mal auf die rechte Seite zu legen. Man darf auf die Weitſer-
entwicklung geſpannt ſein. Jedenfalls hat die Deutſche
Volkspartei ſchon heute den Anſpruch verwirkt, in Fort
führung der Tradition der alten Nationalliberalen Vor
känpferin für ein einheitliches Deutſchland zu ſein

Gedenkfeier für Carl Schurz
Die Vereinigung Carl Schurz in Berlin hatte ihre

Freunde zur Erinnerung an den 99. Geburtstag des
größen Deutſch-Amerikaners, nach dem ſie benannt iſt, ein
geladen. Der Reichstagsabgeordnete Staatsminiſter a. D.
Wallraf leitete die Veranſtaltung und begrüßte die Gäſte.
Profeſſor Dr. Schumacher von der Univerſität Berlin er



zählte von ſeinen Eindrücken, die er im perſönlichen Um
gang mit Carl Schurz gewonnen hatte. Er ſah in ihm
die einzigartige Erſcheinung, die in ihrer Perſönlichkeit
zwei Phaſen ihres Lebens verkörperte: den deutſchen dem
kratiſchen Jdealismus bewegter Jugendjahre und die kühle
und energiſche Sachlichkeit des gereiften Mannes den das
amerikaniſche Leben hart und entſchloſſen und auch ein
wenig vreſigniert gemacht hatte. Die große Bedeutung von
Carl Schurz erblickte er darin daß er im Vollbeſitz der
geiſtigen Bildung Deutſchlands in der neuen Welt zu hohen
Ehren und hohen Aemtern gelangt iſt, und dadurch ein
geiſtiger Pivnier des Deutſchtums werden konnte. Nachdem
der Botſchaftsrat Poole die Grüße der amerikaniſchen Bot
ſchaft überbracht hatte zeigte Abgeordneter Erkelenz in
wenigen Worten, wie notwendig es iſt, daß wir uns auſ die
großen Männer beſinnen, die nach Amerika gegangen ſind,
und Bedeutendes dort geleiſtet haben. Schurz hat entſchei
dend mitgewirkt an dem Wachstum der großen amerika
niſchen Nation, er war ein treuer Sohn ſeines alten Vater
landes ſowohl wie ſeines neuen Und darum kann er ein

ein für die Möglichkeiten deutſcher und ameri
zu knüpfen und

Soziales
Erhöhung der Invaliden und Angeſtelltenrenten.

Die Erhöhung der Renten in der Jnvaliden- und
Angeſtelltenverſicherung, die einen Teil des Notprogramms
des derzeitigen Kabinetts ausmacht, wird jetzt in eine
Vorlage der Regierung an den Reichstag geſordert. Danach
ſollen bei den Jvalidenrenten die Steigerungsſätze für
die Beitragszeiten bis zum 30 September 1921 um rund
10 v. H. erhöht werden. Hiernach wird der Steigerungs

betrag ſür die Vorinflationszeit, der für eine Jnvaliden
rLente im Reichsdurchſchnitte nach dem Geſetz von 1925
50 Reichemark war, und nach dem Geſetz von 1927 100
Reichsmark jährlich iſt, auf 140 Reichsmark anwachſen.
Der Geſamtaufwand für dieſe Steigerung, der aus Reichs
mitteln gedeckt wird, wird auf 100 Millionen angenom

men Da die Erhöhung für die laufenden Renten am 1.
Juli 1928 in Kraft treten ſoll, wird das Haushaltsjahr
1928 mit 75 Millionen belaſtet. Bei den Angeſtellten
renten ſoll der zuſätzliche Steigerungsbetrag für die Zeit
vor dem 31. Juli 1921 um durchſchnittlich 50 Proßent
erhöht werden. Dadurch wird das einzelne Ruhegeld vor
ausſichtlich um etwa 7 bis 8 Mark monatlich und die

Geſamtbelaſtung der Reichsverſicherungsanſtalt im Jahre
um etwa 10 Millionen Reichsmark geſteigert werden. Die
vom Miniſter Hergt angekündigte Verkoppelung aller Ge

ſetze des Notprogramms wird bei dem vorliegenden Ent
wurf dadurch herbeigeführt, daß in einem Schlußartitel

beſtimmt wird; „Her Zeitpunkt des Jnkrafttretens dieſes
durch ein beſonderes Geſetz beſtimntt.

Neue Amtsbezeichnungen im Reiche
Der Paragraph 34 des neuen Beſoldungsgeſetzes ſchreibt

vor, daß Aenderungen der in dieſem Geſetz vorgeſehenen
Amtsbezeichnungen durch den Reichspräſidenten zu erfolgen
haben. Da ſolche Aenderungen erforderlich erſcheinen be
ſchäftigen ſich die Reichsreſſorts ſchon ſeit einiger Zeit mit
dieſer Angelegenheit. Als Grundlage für die Beratungen
dienen zwei Vorſchläge, von denen der eine folgendes vor
ſieht Unterer Dienſt: Amtsgehilfe einfacher mittlerer
Dienſt Aſſiſtent, Sekretär; gehobener mittlerer Dienſt Ober
ſekretär, Jnſpektor, Oberinſpektor, Amtmann Amtsrat; hö
herer Dienſt: Regierüngsrat, Oberregierungsrat, Miniſteriat
rat. Der andere Vorſchlag ſucht in den meiſten Dienſtſtufen
mit weniger Amtsbezeichnungen guszukommen

Darlehen für die älteren Angeſtellten
Der Vorſteher des Gewerkſchaftsbundes der Ange

ſtellten hat im Reichstage einen Antrag vertreten, der die
Hergabe von Darlehen an diejenigen älteren Angeſtellten
bezweckt, denen es möglich iſt, ſich durch Uebernahme einer
Proviſionsvertretung oder eines kleinen Geſchäfts eine neue
und ſichere Exiſtens zu ſchaffen. Fonds, die eine derartige
Möglichkeit zulaſſen, ſeien im Reichsarbeitsminiſterium
vorhanden. I bis 2 Millionen Reichsmark für dieſen
Zweck in bereits vorhandenen Einrichtungen richtig ver
waltet und ausgeliehen, würden angeblich einer ganzen
Reihe von älteren Angeſtellten neue Erwerbsmöglichkeiten
bieten Der Herr Reichsarbeitsminiſter müſſe evtl. auch
bereit ſein, Pflichtmaßnahmen vorzuſchreiben, ähnlich wie
ſie bei den Kriegsbeſchädigten notwendig geworden ſind,
um ſo mehr als die Durchführung des Schwerkriegsbe
ſchädigtengeſehes in der Praxis keine Schwierigkeiten ge
macht hätte.

Parteinachrichten
Kein demokratiſcher Reichsparteitag vor den Wahlen

Auf der Vorſtandsſitzung der Deutſchen Demokratiſchen
Partei iſt beſchloſſen worden, daß ein Reichsparteitag vor
den Wahlen nicht mehr ſtattfinden ſoll, dagegen wird bald
nach Oſtern eine Reichsparteiausſchußſitzung abgehalten wer
den, deren genauer Termin noch bekannt gegeben werden

ſoll.
Sitzung des demokratiſchen Parteivorſtandes.

Der Vorſtand der D. D. P. hielt am Dienstag nach
mittag unter dein Vorſitz des Abgeordneten Erkelenz
eine Sitzung ab, die in erſter Linie der Wahlvorbereitung
gewidmet war. An die Berichte des Vorſitzenden und des
Hauptgeſchäftsſührers Stephan ſchloß ſich eine rege Debatte
in der die von der Parteileitung und der Reichsge ſchäftsſtelle
bereits getroffenen bzw. in Ausſicht genommenen Maß-
nahmen allſeitig gebilligt wurden. Hierauf reſerierte Ab
geordneter Koch Weſer über die politiſche Lage unter be

ſonderer Berückſichtigung der Momente die für die bevor

n S z
Bezirk Halle

Wie ſie lügen!
Halle. Wiederum leiſtet ſich das Blatt der ſogenann

ten Vaterländiſchen Verbände eine gemeine Lüge. Jn Nr.
9 des „Alten Deſſauer“ beſchäftigt ſich ein „Anonymus“

N. nämlich mit den in der „Hilfe“ erſcheinenden poli
tiſchen Notizen des Reichstagsabgeordneten Erkelenz, in
denen die ſtändig für die Reichswehr ſteigenden Ausgaben

mit Zahlen belegt werden. Dieſe Zahlen kann das
Blatt natürlich nicht widerlegen, dafür ſchreibt es aber

von „Stänkereien“ gegen die Reichswehr und ſchwindelt
dann ſeinen Leſern vor, daß ſchon die frühere Fort
ſchrittspartei und Freiſinnige Volkspartei, letztere unter
Eugen Richter, alle Militärforderungen mit dem Schlagwort
„Dieſem Syſtem keinen Mann und keinen Groſchen“ ab
gelehnt haben.

Wie die Vorgänge in Wahrheit liegen, iſt dieſem ſoge
nannten vaterländiſchen Blatt ſelbſtverſtändlich auch be

kannt. Man weiß auch dort, daß es ſich beiſpielsweiſe im
Jahre 1880 und 1887 im deutſchen Reichstage um die
Kämpfe gegen die von der Regierung verlangke
Verlängerung des Septemnats handelte, die von
den Freiſinnigen mit der ſtichhaltigen Begründung abge
lehnt wurde, einen neuen Reichstag nicht mit gebundenen
Händen den Militärbehörden auszuliefern. Man weiß guch
im „Alten Deſſauer“, daß die Freiſinnigen ſchon damals
gegenüber der Forderung nach einer Verſtärkung der Frie
denzpräſenzziffer die Forderung der zwei jährigen
Dienſtzeit entgegenſetzten, und daß die Freiſinnige
Volkspartei durch ihren Führer Eugen Richter er
klären ließ, daß ſie bereit ſei, auf 3 Jahre (nicht auf 7
Jahre) für die unverkürzte Bewilligung der verlangten
Friedenspräſenzſtärke

jeden Mann und jeden Groſchen

zu bewilligen.
Das alles weiß man auch in den ſogenannten vater

ländiſchen Organen. Aber man behauptet frech das Gegen
teil und lügt einfach das Blaue vom Himmel. Und warum
Der Wahlkampf ſteht vor der Tür, und jeder vernünftig
denkende Deutſche muß zugeben, daß die beſonders auf
außenpolitiſchem Gebiet von führenden Demokraä
ken von jeher gewieſenen Wege die für uns einzig gang
baren geweſen ſind, das von den ſogenannten Vaterlän
diſchen Verbänden verzapfte Kraftmeiertum aber vor einem
Haufen Scherben ſteht. Auch nach innen iſt die Republik
ſo gefeſtigt, daß ſie die „Spielereien“ der ſogenannten
Vaterländiſchen Verbände jeden Augenblick gbtun kann.
Jn der Gegenwart und für abſehbare künftige Zeiten
können dieſe keine Geſchäfte mehr machen. Alſo hilft man
ſich mit Lügen aus der Vergangenheit. Und das ganze
nennt man dann „Wahrung des Frontgeiſtes“

Halle. Der Verein der Deutſchen Demokra-
tiſſchen Partei hielt am Mittwoch im Neumarkt
Schühenhaus ſeine diesjährige Hauptverſammlung ab, die

der Vorſitzende Minner leitete Aus dem vom Geſchäfts
führer Dornblüth erſtatteten Jahresbericht ging eine
rege Tätigkeit des Vereins auf allen Gebieten hervor.
Auch der Mitgliederbeſtand hat eine weſentliche Zunahme
zu verzeichnen. Schatzmeiſter Sſch war z gab den Kaſſen
bericht. Die beantragte Entlaſtung wurde mit dem Ausdruck
des Dankes ausgeſprochen Dann erfolgte auf Antrag aus
der Verſammlung Wiederwahl des geſchäftsführenden Vor
ſtandes, alſo der Herren Minner, Hoe, Schwarz, Habe,
Renker, Plönnigs, Grünfeld und der Damen Ohlerich,
Vehſe und Wolff. Für ein durch Verzug ausgeſchiedenes
Mitglied wurde Herr Patry hinzugewählt. Als Abge
ordneter gehört dieſem Vorſtande ferner Miniſter Dr.
Schreiber an. Ehrenvorſitzende des Vereins iſt Frau
Margarete Bennewi z. Für den erweiterten Vorſtand
erfolgte die Zuſtimmung der Verſammlung zu den vorge
legten Vorſchlägen Hierauf ſprach Herr Renker über

es

Wahlkreisparteitag in Halle.
Sonntag, den 18. März, vormittags 11 Uhr, findet

in Halle im Reſtaurant Nieolaus (Nieolaiſtraße 9210) unſer
7. ordentlicher Wahlkreisparteitag mit nachſtehender Tages

ordnung ſtatt.1. Aufmarſch und Richtung der Partei im Wahlkampf
(Miniſter Dr. Schreiber.) 2. Aufſtellung der Kandidaten
liſten. (Ausſprache und Beſchlußfaſſung.) 3. Mitteilungen
des Schatzmeiſters 4. Wahlorganiſation. (Anſchriften, Flug

blätter uſw.)
Als ſtimmberechtigte Vertreter ſtellt jede Kreisorganiſa

tion zwei Delegierte. Außerdem entfällt guf jede ange
ſchloſſene Ortsgruppe für je 50 Mitglieder ein Vertreter
Sie ſtellt aber mindeſtens einen Vertreter

Außer den gewählten ſtimmberechtigten Vertretern und
Vertreterinnen können als Gäſte alle eingeſchriebenen Par
teifreunde und Parteifreundinnen aus dem ganzen Regie
rungsbezirk an den Verhandlungen teilnehmen Wir bitten
ſogar die Vorſtände der Kreisvereine und Ortsgruppen, in
dieſer Hinſicht um einen recht zahlreichen Beſuch des Par
teitages bemüht zu ſein Der Vorſtand.

die politiſche Lage und die Wahlen Jn ausgezeichneter
Weiſe verſtand es der Redner, die großen und jetzt als
allgemein maßgebend anerkannten Richtlinien der Deutſchen
Demokratiſchen Partei für die deutſche Außenpolitik heraus
zuarbeiten. Ein beſondere Erwähnung fand dabei das von
der Partei ins Rollen gebrachte Problem der Schaffung
eines deutſchen Einheitsſtagtes. Für das Reich habe
der Parteiführer Koch und für Mitteldeutſchland der
Landeshauptmann Dr. Hübener anerkannt gangbare Wege
gezeichnet. Bei der Schilderung der Tätigkeit der Partei
auf dem innenpolitiſchen Gebiet hob Herr Renker beſon
ders heraus, daß ſich politiſche Fragen nicht von rein
egoviſtiſchen, wirtſchaftlichen Geſichtspunkten löſen laſſen,
daß dieſe politiſchen Fragen vielmehr eng mit allen wirt
ſchaftlichen Fragen zuſammenhängen. Dem Vortrag folgte

ſtehenden Wahlen von Bedeutung ſind. Er beſchäftigte
dabei auch mit den neu gufgetauchten Bauernparteit
deren Charakter und deren Verhältnis zu den an
Parteien er eingehend analyſterte. Auch in der Ausſ
wurde dieſe Frage ſehr eingehend behandelt und v
ſchiedenen Seiten beleuchtet.

Abg. Ziegler Geſchäftsführer der demokratiſchen Frakt
Die demokratiſche Reichstagsfraktion ernannte h
Fraktionsſitzung am Donnerstag an Stelle des als L
nach Barth an der Oſtſee berufenen Abgeordneten R
burg, der die Geſchäftsführung der Reichstagsfraktio
den lehten Jahren innehatte, den Abgeordneten 9
zum Geſchäftsführer. Die Fraktion dankte dem Abgedrd
neten Rönneburg für ſeine bisherige wertvolle
im Dienſte der Fraktion
Demokratiſcher Parteitag des Wahlkreiſes Merſeburg.

Der Wahlkreisverband der Deutſchen Demo
Partei im Regierungsbezirk Merſeburg hält am Som
dem 18. März, in Halle a. S. ſeinen 7. ordentlichen Pa
kag ab mit nachfolgender Tagesordnung Aufmarſch un
Richtung der Partei im Wahlkampf Referent Miniſter
Schreiber)) 2. Aufſtellung der Kandidatenliſten; 9
beilungen des Schatzmeiſters; 4. Wahlorganiſation.
geſchlagenen Kandidaten werden ſich dem Parteita
ſönlich vorſtellen

Freie Vereinigung demokratiſche
Rechtsanwälte

Die der Rechtsanwaltsſchaft angehörigen Mitg
des Reichstages und des Preußiſchen Landtages hatte

Montag Berufsgenoſſen, die der Demokratiſchen Par i
gehören oder naheſtehen, zu einem politiſchen Aben i
Demokratiſchen Klub zu Berlin eingeladen. Weit über urde für
Anwälte, darunter zahlreiche Mitglieder der Vorſtände dann kein
Anwaltekammer und des Anwaltvereins waren dieſer Er ſo de
ladung gefolgt. Der Vorſitzende der Partei, Rechtsanw n eigentli
Erich Koch Weſer, hielt eine Anſprache in der er die ſerhaupt ni

tung der Anwaltſchaft für einen freien demokratiſche
Und die Notwendigkeit ihrer Mitarbeit in den Parl
im Sinne des Ausbaues des Rechtsgedankens en
Sodann gab Rechtsanwalt Dr. Ludwig Hags, M.
einen Bericht über die Haltung der Partei in zahlr
die Rechtspflege, insbeſondere die Anwaltſchaft berühr z in Ge
en Fragen Beiden Rednern wurde lebhafter Beiſall geordnur
ſpendet. An die Ausführungen von Haas ſchloß ſich e tere Ent
Debatte, an der ſich u. a. auch Landtagsabgeordneter Rech e nicht
anwalt Grzimek beteiligte Sodann wurde eine frei
einigung demokratiſcher Rechtsanwälte gegründet der
liche Anweſende beitraten. Ein Vorſtand, dem noch Kolle
aus dem Reiche zugewählt werden ſollen, wurde gewä ſſte ſich ſch
Die Veranſtaltung verlief außerordentlich angeregt en gehöre

Verantwortlich Johannes Dornblü th, H.
Druck: Buchdruckerei Weniger Co., G. m. b. H
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r Frage

ſtarker Beifall. Herr Minner ſprach Hierauf ül
ſche Fragen und im beſonderen über Vorbereitu
die Kommunalwahlen. Auf dem Gebiet der ſtädtiſche
zialen Fürſorge und Bautätigkeit mache ſich leider

dlerſt ma
hen Waffe

ders das Fehlen ſinanzieller Mittel bemerkbar Geple Kweſtiga
Schulbauten, die unbedingt notwendig ſeien, müſ telien ſich
infolgedeſſen immer wieder zurückgeſtellt werden. Jn ihgliche H
leidigen Stadtbankangelegenheit ſtellte Herr Minner u An eine
einmütiger Zuſtimmung der Verſammlung ein völli galion. V
Verſagen des Dezernenten feſt. Herr Minner gab hie daß gut
eine eingehende Schilderung der Vorgänge bei der Vo h eine ſe
Leitung zur Stadtverordnetenwahl, mit dem Bemer Enſhränky
daß nunmehr dieſe Vorbereitungen infolge des frütk will weni
tigen Termins der großen politiſchen Wahlen zuril eenntnis
ſtellt ſeien. Die Verſammlung billigte ausdrücklich und erfolgen.

mütig die bisherige Haltung des geſchäftsführend
ſtandes bei den zur Vorbereitung zur Stadtvero
wahl bisher abgehaltenen Beſprechungen.

Die Verſammlung war ſehr ſtark beſucht und z r raſch
eine freudige Arbeitsbereitſchaft, an dem mit Recht ſühung a
erwartenden Aufſchwung der Deutſchen Demokratiſchen iſt, ber

bei tätig zu ſein. Neue Mitglieder konnten auch in d beſteht
Verſammlung dem Verein zugeführt werden. Dem gel kſheſetzten
ten Vorſtand ſprach die Verſammlung Dank und Ane auf

nung aus. rHalle. Die Deutſch Demokratiſche Frauengruppe
der Verein der Deutſchen Demokratiſchen Partei in
verranſtalten am Donnerstag, dem 22. März, abenth
Uhr, in beiden Sälen des ReumarktSchützenhauſes
gemeinſame Kundgebung zur Ehrung e

Friedrich Naumanns
und zur Auswertung der Werbeaufgabe für die Parke
die Veranſtaltung innerhalb der für den 18. bis 25.9vorgeſehenen allgemeinen Werkewoche alt

Als Rednerin des Abends iſt

Frau Heuß-KnappBerlin

gewonnen. eWir machen alle Parteifreunde in Halle und dern
ren Umgebung auf dieſe bedeutſame Kundgebüng auft die
ſam und bitten alle Männer und Frauen unſerer
Um recht zahlreiche Beteiligung. Um die mit dieſer f

lichen Veranſtaltung verbundene Werbeaufgabe zu e
bitten wir auch dringend darum, Freunde und Be Die
zum Beſuch unſerer Kundgebung zu veranlaſſen V Welt
Angaben über die Veranſtaltung werden auch noch u

Säulenanſchlag erfolgen. w.
Bitterfeld. Am Montag, dem 19. März, veran e

die Deutſch Demokratiſche Partei als Auftaft zur erſt
woche eine große öffentliche Kundgebung Redner iſt De

feſſor Dr. Goetz Leipzig. en
c e

Delitzſch Für die Werbewoche iſt eine
Kundgebung in Vor bereitung. Redner Der Vorſitzen in T
Wahlkreisverbandes Renker Halle.
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